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Einleitung 

Art. 5 Abs. 1 GG schützt in seinen beiden ersten Sätzen Verhaltensweisen, 
mit denen Menschen sich anderen mitteilen und über die Welt informieren 
können. Schon dem Wortlaut nach handelt es sich um Rechte (Satz 1 : Mei-
nungsäußerungs- und Informationsfreiheit)  und Gewährleistungen (Satz 2: 
Pressefreiheit,  Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film). Neben 
diesen unschwer als Sollensanordnungen erkennbaren Bestimmungen mutet 
der sich anschließende Satz 3 mit seinen knappen Worten „Eine Zensur findet 
nicht statt" auf den ersten Blick fast wie eine regelungsfreie  Erzählung an, und 
tatsächlich wird zuweilen die Möglichkeit eines bloß feststellenden Charakters 
des Satzes erwogen1. Weist man die Vorstellung zurück, das Grundgesetz habe 
sich an dieser Stelle auf eine Zukunftsprognose beschränken wollen, könnte die 
damit Normcharakter erlangende Aussage sich noch in dem Verbot erschöpfen, 
Inhaltskontrolle gleich welcher Art Zensur zu nennen. Besteht jedoch im Er-
gebnis Einigkeit, daß es sich auch nicht nur um eine Sprachregelung, sondern 
um das Verbot der mit „Zensur" gemeinten Kommunikationskontrolle handelt, 
ja kann der „kategorische Indikativ" (Ridder) sogar als Hinweis auf einen be-
sonders absoluten Anspruch der Norm gedeutet werden, stellt sich die Frage, 
ob die Tragweite des Satzes vom Zensurverbot im Gefüge der Verfassung ei-
nen Vergleich mit seiner sprachlichen Auffälligkeit  aushält. 

Jede Beschäftigung mit „Zensur" muß sich zunächst eine einfache, gleich-
wohl aber bedeutsame Erkenntnis vergegenwärtigen. 

Zensur und ihr Verbot handeln von Kommunikationskontrolle. Darunter 
können in einem weiten Sinn alle Maßnahmen zur Behinderung oder Förde-
rung bestimmter Kommunikation verstanden werden, ohne daß es darauf an-
kommt, wer die Einflußnahme versucht, ob sie bei dem sich Äußernden oder 
auf Seiten des Empfängers ansetzt und wie sie im einzelnen gestaltet ist. Die 
mannigfaltigen Möglichkeiten, auf die Kommunikation anderer kontrollierend 
einzuwirken, werden genutzt und sind nach den jeweiligen rechtlichen und au-
ßerrechtlichen Maßstäben häufig nicht nur unbedenklich, sondern selbstver-
ständlich,  unentbehrlich  und positiv,  wenn Eltern die Lektüre oder Videos ihrer 
Kinder „zensieren", wenn in Wirtschaftsunternehmen das Management die un-
ternehmensinterne und vor allem die nach außen gerichtete Kommunikation 
bestimmt, wenn gleiches in Behörden und sonstigen staatlichen Organisationen 

1 Karl  Brinkmann,  in: Grundrechts-Kommentar, Art. 5, Anm. I 3 b). 
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geschieht, wenn der Volontär nicht auf der Veröffentlichung  seiner Versuche 
bestehen kann, wenn Leserbriefe  nur in einer Auswahl veröffentlicht  werden, 
wenn üble Nachrede und Aufrufe  zu Straftaten bestraft  werden. Nur wird die in 
jeder Gesellschaft notwendige und mit Variationen praktizierte Kommunikati-
onskontrolle häufig nicht oder nur ungern Kontrolle genannt, so als ob eine Be-
fürwortung  der Einflußnahme auf andere im Bereich der Kommunikation 
durchweg abzulehnen sei. Daß richtigerweise die positive Sicht nicht nur diver-
se Formen gesellschaftlicher Kontrolle erfaßt,  sondern fraglos auch für eine 
Vielzahl staatlicher Maßnahmen gilt, mögen nur etwa die erwähnten strafbe-
wehrten Äußerungsverbote zeigen. Deutlich wird damit, daß Art. 5 Abs. 1 S. 3 
GG wie jede andere Ächtung von Zensur nur einen Ausschnitt  der Kontrolle 
von Kommunikation verbieten kann und will. 

Angesichts der Brisanz, die „Zensur" im Umfeld des verfassungsrechtlichen 
Verbotes transportiert, scheint es schon zu Abgrenzungszwecken angezeigt, 
den Versuch einer Eingrenzung des als Zensur Untersagten mit einem Blick auf 
den heutigen außerrechtlichen Gebrauch des Wortes beginnen zu lassen. Dabei 
können unter Vernachlässigung weiterer Differenzierungen  mindestens zwei 
Bedeutungsebenen unterschieden werden. 

Die erste findet sich häufig im Feuilleton der Zeitungen und prägt das Leit-
bild der allgemeinen gesellschaftlichen Diskussion. Zensur ist hier die zumeist, 
aber nicht nur staatliche inhaltsbezogene Kontrolle von Druckschriften,  Bil-
dern, Filmen, Vorträgen oder sonstigen Geisteswerken. Dieser weite Zensurbe-
griff  kennt literarische u. a. Unterbegriffe,  ist aber ansonsten nicht auf be-
stimmte Äußerungsgattungen beschränkt und kann sich auch auf nicht als 
künstlerisch bewertete Schriften etc. erstrecken. Gleichgültig bleibt, ob die Äu-
ßerungen erst noch veröffentlicht  werden sollen oder schon veröffentlicht  sind, 
ob die Verbreitung ζ. B. eines Bildes insgesamt oder nur ein bestimmter Weg 
seiner Verbreitung behindert werden, ob die Maßnahmen sich gegen das Werk 
oder die beteiligten Personen richten. Zensur kann hier praktisch jede Beein-
trächtigung der Erstveröffentlichung  oder Verbreitung bereits veröffentlichter 
Geisteswerke sein. Gemeinsam sind diesen Behinderungen i. d. R. wirkliche 
oder behauptete Gründe in sittlich-moralischen, religiösen oder politischen 
Maßstäben. Vor allem aber sind die Maßnahmen dadurch geeint, daß derjenige, 
der sie Zensur nennt, die verwendeten Maßstäbe nicht teilt oder doch wenig-
stens für bedenklich hält. Die allgemeine Ablehnung, die fast jeder erfolgreich 
als „Zensur" gekennzeichneten Kommunikationsbehinderung zuteil wird, dürf-
te eines der hervorragendsten Kennzeichen des „kulturellen" oder „feuilletoni-
stischen" Zensurbegriffs  sein und zugleich häufiges Ziel seiner Verwendung. 
Wegen der fast schon in Tabunähe anzusiedelnden Ächtung des Begriffes  ist es 
für Befürworter  der umstrittenen Kontrolle häufig sinnvoller, sich gegen die 
Bezeichnung zu verteidigen als die Berechtigung der Maßnahmen darzulegen. 
Der Eindeutigkeit des durch den Zensurbegriff  und -vorwurf  notwendig her-
vorgerufenen  negativen Geschmackes entspricht allerdings keine ebenso ein-
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deutige Abgrenzung zu nicht zensureller Kontrolle. Daß auf sie regelmäßig 
verzichtet wird, mag zum einen mit dem erwähnten Phänomen zusammenhän-
gen, daß Kommunikationskontrolle an und für sich und pauschal als negativ 
gilt, zum anderen aber auch darin Gründe finden, daß der Zensur Behauptende 
Kriterien offenlegen  müßte, über die er nicht verfügt bzw. die den mit der Ent-
schiedenheit seines Urteils nicht korrespondierenden diffusen  Charakter seiner 
Zensurvorstellung aufzeigen würden. Festhalten läßt sich, daß Zensur hier weit-
gehend fast jede Kommunikationskontrolle sein kann, die derjenige, der sie so 
nennt, negativ bewertet wissen will, wobei die Ablehnung häufig an den Maß-
stäben und vermeintlichen oder wirklichen Zielen der Kontrolle festgemacht 
wird. Eine Gemeinsamkeit mit dem Verbot des Grundgesetzes hat dieses ufer-
lose gesellschaftliche Zensurverständnis höchstens insofern, als seine negative 
Bewertung jeder Zensur mit der apodiktischen Formulierung des Art. 5 Abs. 1 
S. 3 GG in Einklang zu stehen scheint. 

Schon engeren Bezug auf Verfassungsrecht  nimmt der zweite bisweilen an-
zutreffende  massenmediale Gebrauch, der angesichts stattfindender Kommuni-
kationskontrolle, etwa staatlich veranlaßter Sperrung von Kommunikationsfo-
ren im Internet, die Zensurfrage  ohne jegliche Prüfung in vertrauender Gewiß-
heit mit dem Hinweis beantwortet, eine Zensur finde nicht statt oder gebe es 
nicht. Ungeachtet im Einzelfall zutreffender  Ergebnisse läßt sich die systema-
tisch fragwürdige  Nähe solcher Aussagen zu Palmströms berühmtem Schluß 
von einem Sollen auf ein Sein2 kaum übersehen. 

Wendet man sich vor diesem Hintergrund der Frage nach Inhalt und Bedeu-
tung des verfassungsrechtlichen  Zensurverbotes zu, kann hier von einer gerin-
geren emotionalen Belastung des Zensurbegriffes  ausgegangen werden. Den-
noch mögen Bestimmungsversuche vor Augen haben, daß die Qualifikation ei-
ner Maßnahme als Zensur das nach weit überwiegender Ansicht durch keine 
Abwägung mehr aufzuhaltende Verdikt ihrer Verfassungswidrigkeit  bedeutet. 
Und es ist auch nicht völlig ausgeschlossen, daß manch Beobachter mit 
„Zensur" den tatsächlich nicht erhobenen Vorwurf  verbunden sieht, das so ein-
gestufte Vorgehen sei nicht nur in einem für den modernen Rechtsstaat ganz 
alltäglichen Sinne verfassungswidrig,  sondern müsse weitergehend zu mißbilli-
gende Absichten verfolgen. 

Sowohl die der vermuteten Schärfe seiner Konsequenz geschuldete juristi-
sche Belastung des Zensurbegriffs  als auch eine eventuelle Scheu vor ihm wä-
ren freilich kaum mehr als kurios, wenn eine nähere Untersuchung der Bedeu-
tung des Art. 5 Abs. 1 S. 3 GG von vornherein sicher sein müßte, im Ergebnis 
nicht mehr als eine Linie absteigender Relevanz nachzeichnen zu können. Da-

2 Christian  Morgenstern,  Palmström, Die unmögliche Tatsache, Gesammelte Werke 
in einem Band, Piper, 19. Aufl. 1993, S. 262 f. 


